
BGHZ: nein

RBeratG Art. 1 § 1; StBerG § 1; BGB § 675
a) Werden an einen steuerlichen Berater von seinem Man­

danten Fragen allgemein-rechtlicher Art herangetra­
gen, so ist er. sofern er nicht gemäß § 1 Steuerbe­
ratungsgesetz (ggfs. gern. § 4 Nr. 2 Rechtsberatungs­
gesetz) oder in seiner Eigenschaft als Rechtsanwalt 
oder Rechtsbeistand zur Bearbeitung dieser Rechts­
fragen befugt ist, auch seinem Mandanten gegenüber 
verpflichtet, sich insoweit einer Beratungstätigkeit 
zu enthalten und den Mandanten an einen Rechtsanwalt 
oder Notar zu verweisen.

b) Zu den Anforderungen an den Nachweis der Geschäfts­
mäßigkeit i.S. von Art. 1 § 1 Rechtsberatungsgesetz.

BGH, Urt.v. 5. Juni 1985 - IVa ZR 55/83 - OLG München
LG München I
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 5. Juni 1985 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter 
Rottmüller, Dehner, Dr. Schmidt-Kessel und Dr. Ritter

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 20. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts München vom 19. Januar 1983 auf­
gehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Ehemann der Klägerin, Horst 0 ^ ^ ,  war 
Inhaber eines Unternehmens, das sich mit dem Vertrieb 
von Fleisch- und Wurstwaren befaßte; er führte in die­
ser Eigenschaft die Firma Georg Er wurde vom
Beklagten steuerlich beraten. Hierüber hatte er folgen 
de Auftragsbestätigung erteilt:

"Ich/wir beauftrage(n) hierdurch Herrn....
(Beklagten), Steuerbevollmächtigter ....
mit nachstehenden Angelegenheiten:
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Erstellung der Jahresabschlüsse einschließ­
lich Gewinn- und Verlustrechnung 
Jahressteuererklärungen 
Buchführungsarbeiten
Beratung in allen steuerlichen Angelegenhei­
ten einschließlich Rechtsbehelfe

Für etwaige bei der Durchführung des Auftrags 
verschuldete Vermögensschäden haftet der Auf­
tragnehmer nur bis zur Höhe der Deckungssumme 
von DM 100.000,- der von ihm unterhaltenen 
Berufshaftpflichtversicherung. Eine weiterge­
hende Haftung bedarf besonderer schriftlicher 
Vereinbarung. Die Haftung ist zeitlich auf 
drei Jahre beschränkt. Eine Haftung aus münd­
lichen Erklärungen und Auskünften ist ausge­
schlossen, wenn sie nicht schriftlich bestätigt 
werden.

Der Auftrag wird nach den standesüblichen 
Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Berufsaus­
übung erledigt.
München, den 2.1.1978 
H. 01

Der Beklagte entwarf einen Darlehensvertrag, der 
das Dätum vom 20. März 1978 trug und von der Klägerin 
und ihrem Ehemann unterzeichnet wurde. Das Schrift­
stück hatte folgenden Wortlaut:

"1. Der Darlehensgeber gewährt dem Darlehensneh­
mer ein Darlehen über DM 250.000,- ...; die-



26
- 4 -

ser Betrag wurde dem Darlehensnehmer be­
reits auf seinem Bankkonto ... zur Verfü­
gung gestellt.

2. Die Laufzeit des Darlehens ist unbestimmt; 
das Darlehen kann frühestens zum 31.12.1981 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von
6 Monaten zum Kalenderjahrende gekündigt wer­
den.

3. Das Darlehen wird mit einem Zinssatz von 6 
v.H. verzinst. Die Zinsen von monatlich
DM 1.250,—  werden zum Monatsende an den Dar­
lehensgeber ausbezahlt.

4......

5. Zur Sicherstellung des Darlehens übereignet 
der Darlehensgeber (sic) dem Darlehensnehmer 
(sic) sein Betriebsvermögen, sofern dies 
nicht anderweitig sicherungsübereignet ist.

6.......

7......  Mündliche Nebenabreden zu diesem Ver­
trag fehlen. Änderungen des Vertrages bedür­
fen der Schriftform."

In einer vom 4. April 1978 datierenden Abrechnung 
über seine steuerberatenden Leistungen stellte der Klä­
ger der Firma Georg unter anderem auch fol­
gende Leistung in Rechnung:
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"Beratung hinsichtlich des Darlehens­
vertrages mit Ihrer Ehefrau ...

Am 30.4.1981 fiel der Ehemann der Klägerin in 
Konkurs. Die Klägerin kündigte das Darlehen fristlos.
Der Konkursverwalter hielt die Sicherungsübereignung 
gemäß Ziffer 5 des Darlehensvertrages für unwirksam und 
weigerte sich, die von der Klägerin geforderten, zum 
Betriebsvermögen gehörenden Gegenstände zum Zwecke der 
abgesonderten Befriedigung herauszugeben.

Eine Quote für nichtbevorrechtigte Konkursgläubi­
ger ist unstreitig nicht zu erwarten.

Die Klägerin trägt vor, aus dem Verkauf des ge­
meinsamen Hauses Ende 1977 sei nach Ablösung der Be­
lastungen ein Betrag von hauptsächlich DM 350.000,—  
verblieben, der am 16.2.1978 auf das Geschäftskonto 
der Firma überwiesen worden sei. Sie habe mit
dem Beklagten die Frage erörtert, wie der ihr gehören­
de Kaufpreisanteil buchhalterisch zu behandeln sei. Er 
habe erklärt, daß der Anteil, soweit er im Geschäft 
verbleiben solle, als Darlehen zu verbuchen sei. Sie 
habe daraufhin dem Beklagten mitgeteilt, daß in dem Be­
trag von DM 350.000,—  eigene Gelder in Höhe DM 250.000,—  
enthalten seien. Der Beklagte habe von sich aus angebo- 
ten, einen entsprechenden Vertrag zu entwerfen. Zwischen 
ihnen beiden sei besprochen worden, daß eine Sicherheit 
in den Vertrag aufgenommen werde.

Die Klägerin verlangt im vorliegenden Rechtsstreit 
vom Beklagten Ersatz ihres Schadens, den sie mit
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172.906,84 DM beziffert. Sie stützt sich dabei auch 
auf eine Abtretung ihres Ehemannes. Hilfsweise begehrt 
sie Zahlung dieses Betrages Zug um Zug gegen Abtretung 
des Darlehensrückzahlungsanspruchs.

Der Beklagte hat zunächst behauptet, der Ehemann 
der Klägerin habe befürchtet, die Klägerin würde ihr 
Geld sofort aus der "Firma" abziehen, sobald es in der 
Ehe kriseln würde. Aus diesem Grunde habe er den Beklag­
ten mit dem Entwurf eines Darlehensvertrages beauftragt, 
in dem die Bedingungen für den Ehemann möglichst günstig 
gestaltet werden sollten. Er, der Beklagte habe darauf­
hin den Rohentwurf eines Darlehensvertrages gefertigt; 
er habe sowohl die Klägerin als auch deren Ehemann 
darauf aufmerksam gemacht, daß die genaue Formulierung 
des Vertrages einem Rechtsanwalt übertragen werden müsse. 
Die Klägerin habe erwidert, daß sie sowieso die Absicht 
habe, den Vertrag durch einen Anwalt überprüfen zu las­
sen. Bei der Abfassung des Textes habe er sich von dem 
Wunsch des Ehemannes der Klägerin, ein Abziehen des Gel­
des der Klägerin zu erschweren, leiten lassen; aus die­
sem Grund habe er vorgesehen, daß eine Kündigung frü­
hestens zum 31. Dezember 1981 möglich sein soll und die 
Darlehensvaluta in 10 gleichen Jahresraten zurückzuzah­
len sei.

In der Berufungsinstanz hat der Beklagten demgegen­
über vorgetragen, er habe dem Ehemann der Klägerin mit­
geteilt, daß nach seinen, des Beklagten, Feststellungen 
das Unternehmen erheblich verschuldet sei. Der Ehemann 
der Klägerin habe daraufhin ein Darlehen seiner Ehefrau 
in Höhe von DM 250.000,—  in Aussicht gestellt. Um den
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Geldzufluß ordnungsgemäß verbuchen zu können, habe er 
den Rohentwurf eines Darlehensvertrages gefertigt. Er 
sei angewiesen worden, dabei ausschließlich die Be­
lange der Firma Georg O f l H H b  zu berücksichtigen; er 
habe deshalb auch einen unter dem Marktzins liegenden 
Zinssatz eingesetzt.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Be­
rufung der Klägerin ist erfolglos geblieben. Mit der 
Revision verfolgt die Klägerin ihre Anträge weiter.

Entscheidungsgründe;

I.

1. Bei der Prüfung der Frage, ob der Klägerin 
vertragliche Ansprüche gegen den Beklagten zustehen, 
legt das Berufungsgericht den "spezifizierten Vortrag 
des Beklagten" in der Berufungserwiderung zugrunde, 
der die Klägerin weder in ihrer Stellungnahme zur Be­
rufungserwiderung noch sonst widersprochen habe. Er 
sei nur für die Firma Georg nicht aber für
die Klägerin steuerberatend tätig geworden. Die Kläge­
rin habe sich sogar geweigert, ihm eine Vollmacht zu 
erteilen. Wenn er dem Finanzamt eine Mitteilung über 
den Verkauf eines Grundstücks der Eheleute O H B  
gemacht habe, so sei dies nur auf ausdrückliche Bitte 
des Zeugen Horst und nur, um diesem Zeugen ei
nen Gefallen zu tun, geschehen. Die Klägerin habe ihn, 
den Beklagten, auch niemals in steuerlichen Angelegen­
heiten um Rat gefragt.
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2. Bei diesen Überlegungen geht das Berufungsge­
richt von einem falschen Ausgangspunkt aus. Es kommt 
nicht darauf an, was der Beklagte tatsächlich getan 
hat, sondern darauf, wozu er sich vertraglich verpflich­
tet hatte. Diese Frage ist an Hand der vom Ehemann der 
Klägerin ausgestellten Auftragsbestätigung zu beurteilen. 
Es wird von keiner Seite behauptet, daß dieses Schrift­
stück nur zum Scheine ausgestellt sei, daß es einen vom 
Wortlaut abweichenden Sinn habe oder die zwischen den 
Vertragsparteien getroffenen Vereinbarungen unrichtig 
wiedergebe. Danach gehörte zu den vertraglichen Aufgaben 
des Beklagten auch die Erstellung der "Jahressteuererklä- 
rungen”, also auch die der Einkommensteuererklärung. Da 
die Eheleute gemeinschaftlich veranlagt wurden,
mußte sich die vom Beklagten anzufertigende Steuererklä­
rung notwendigerweise auf das Einkommen der Klägerin er­
strecken. Die steuerberatende Tätigkeit des Beklagten 
sollte somit auch der Klägerin zugute kommen. Ob die Klä­
gerin durch den Vertrag unmittelbar das Recht erworben 
hatte, Leistung an sich selbst zu fordern (§ 328 BGB), 
braucht hier nicht entschieden zu werden. Sie war zumin­
dest in den Schutzbereich des zwischen ihrem Ehemann und 
dem Beklagten abgeschlossenen Vertrages einbezogen. Wenn 
ein steuerlicher Berater von einem Ehemann, der zusammen 
mit seiner Ehefrau gemeinschaftlich veranlagt wird, mit 
der Anfertigung der Einkommensteuererklärung beauftragt 
wird, so ist es selbstverständlich, daß er nicht nur die 
auf die Verhältnisse des Ehemanns, sondern auch die auf 
die Verhältnisse der Ehefrau bezüglichen Fragen richtig 
beantworten, von der Ehefrau steuerliche Nachteile abwen­
den und ihr steuerliche Vorteile sichern muß. Es ist dem - 
nach unzutreffend, wenn das Berufungsgericht annimmt,
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der Beklagte habe gegenüber der Klägerin keine vertrag­
lichen Sorgfaltspflichten gehabt.

Was der Beklagte zur Begründung seiner gegenteiligen 
Auffassung vorbringt, ist rechtlich unerheblich:

a) Das gilt insbesondere für die unstreitige Tatsa­
che, daß die Klägerin dem Beklagten keine Vollmacht er­
teilt hat. Einer solchen Vollmacht bedurfte der Beklagte 
zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen nicht. 
Nach § 60 Abs. 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverord­
nung 1977 (ebenso nach § 60 der Einkommensteuer-Durchfüh­
rungsverordnung 1981) sind Steuererklärungen grundsätz­
lich vom Steuerpflichtigen persönlich zu unterzeichnen; 
sie können sich hierbei nicht durch einen Bevollmächtigten 
vertreten lassen.

b) Der Beklagte meint, er sei nur der steuerliche 
Berater der Fa. Georg OIBHIB* nicht aber der der Ehe­
leute O B H I H I  gewesen. Wenn das Finanzamt ihm Schrift­
stücke, die den privaten Bereich des Ehemanns der Kläge­
rin und der Klägerin selbst betroffen haben, zugeleitet 
habe, so sei dies allein darauf zurückzuführen, daß bei 
Einzelkaufleuten die Steuernummer der Firma gleichzei­
tig auch die private Steuernummer sei.

Das ist eine schiefe Betrachtungsweise. Die Firma 
Georg war kein selbständiger Rechtsträger, son­
dern lediglich der Name, dessen sich der Ehemann der Klä­
gerin im geschäftlichen Verkehr bediente. Auch in steuer­
licher Hinsicht ist nicht zwischen dem Privatmann Horst 

und der Firma Georg zu unterscheiden;
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steuerpflichtig ist nicht die ’̂irrna als solche, sondern 
ihr Inhaber, Die Ansicht des Beklagten wäre auch dann 
verfehlt, wenn sie dahin aufzufassen wäre, daß er nur 
für den geschäftlichen Bereich als steuerlicher Berater 
bestellt worden sei. Das geltende Einkommensteuerrecht 
kennt keine getrennte Besteuerung des geschäftlichen 
und des privaten Einkommens des Steuerpflichtigen. In die 
- einheitliche - Einkommensteuererklärung sind sowohl 
Daten aus der geschäftlichen als auch aus der persönli­
chen Sphäre aufzunehmen. Ein steuerlicher Berater, der 
mit der Erstellung der Einkommensteuererklärung beauf­
tragt ist, ist daher genötigt, sich auch mit privaten 
Angelegenheiten seines Mandanten zu befassen.

c) Schließlich kann aus dem Umstand, daß der Be­
klagte niemals eine Einkommensteuererklärung für die 
Eheleute 0 | m | ^  abgegeben hat, nicht ohne weiteres ge­
schlossen werden, daß diese Aufgabe nachträglich still­
schweigend aus dem vertraglichen Tätigkeitsbereich des 
Beklagten herausgenommen worden wäre. Dies kann sich 
daraus erklären, daß das Mandat des Beklagten erloschen 
ist, bevor eine neue Einkommensteuererklärung abzugeben 
war. Das Beratungsverhältnis endete am 20. Juli 1980; 
erst am 30. April 1980 hatte der Beklagte eine weitere 
Verlängerung der Frist zur Abgabe der Einkommensteuer­
erklärung für 1978 beantragt.

3. Ein Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter, 
der nicht gleichzeitig Rechtsbeistand oder Rechtsanwalt 
ist, ist seinem Vertragspartner und den in den Schutz­
bereich des Mandatsvertrages einbezogenen Personen ge­
genüber verpflichtet, sich bei seiner rechtsberatenden
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und rechtsbesorgenden Tätigkeit auf die in § 1 des 
Steuerberatungsgesetzes genannten Rechtsgebiete zu be­
schränken, soweit er nicht als Wirtschaftsprüfer im Rah­
men des § 4 Nr. 2 Rechtsberatungsgesetz zur Besorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten befugt ist. Für die Ange­
hörigen der steuerberatenden Berufe ist das Dauermandat 
charakteristisch. Zwischen ihnen und ihren Mandanten ent­
wickelt sich häufig ein sehr enges Vertrauensverhältnis. 
Dies kann dazu führen, daß an sie auch solche Angelegen­
heiten herangetragen werden, die nicht zu ihrem beruf­
lichen Wirkungskreis gehören, wie z.B. die Abfassung 
von Darlehens- und Gesellschaftsverträgen. Der steuer­
liche Berater gefährdet die Interessen seines Mandanten, 
wenn er einem solchen Ansinnen nachgibt oder sich sogar 
selbst um die Übertragung solcher Angelegenheiten bemüht 
und damit eine Aufgabe übernimmt, die er im allgemeinen 
mangels fachlicher Qualifikation nicht sachgerecht erle­
digen kann. Dabei ist es ohne Bedeutung, ob er im konkre­
ten Einzelfall mit der Bearbeitung allgemein-rechtlicher 
Angelegenheiten gegen § 1 des Rechtsberatungsgesetzes 
verstoßen hat; insbesondere kommt es nicht darauf an, ob 
es sich dabei um eine geschäftsmäßige Besorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten gehandelt hat. Ergibt es sich für 
einen steuerlichen Berater, daß sein Mandant Hilfe in all 
gemein-rechtlichen Angelegenheiten benötigt, dann hat er 
ihn an einen Rechtsanwalt oder gegebenenfalls an einen 
Notar zu verweisen. Auch der Beklagte leugnet dies im 
Grunde nicht. Er trägt selbst vor, daß er den Eheleuten 
Oberbeil die Zuziehung eines Rechtsanwalts empfohlen habe 
er selbst habe nur einen "Rohentwurf" gefertigt, der als 
Grundlage für den vom Rechtsanwalt zu fertigenden entgül- 
tigen Entwurf dienen sollte. Diese Sachdarstellung kann
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jedoch nicht zur Grundlage des Revisionsurteils gemacht 
werden, weil sie bestritten und vom Tatrichter noch 
nicht geprüft ist,

4. Damit erledigt sich auch das Argument, der Be­
klagte habe wegen der Gegenläufigkeit der Interessen des 
Darlehensgebers und des Darlehensnehmers gegenüber der 
Klägerin keine Sorgfaltspflichten zu beachten gehabt.
Beide Ehegatten waren in gleicher Weise daran interessiert, 
daß der Text des Darlehensvertrages nicht von einer fach­
lich unzureichend qualifizierten Kraft entworfen wurde; der 
Beklagte hätte daher nicht die Interessen seines Mandanten 
beeinträchtigt, wenn er den Eheleuten die Zuziehung eines 
Rechtsanwalts empfohlen hätte. Es kommt demnach nicht 
mehr darauf an, ob gerade hinsichtlich der dinglichen Ab­
sicherung des Darlehens ein Interessengegensatz zwischen 
den Eheleuten bestand. Aber auch in dieser Hinsicht ist 
der Gedankengang des Berufungsgerichts nicht frei von 
Rechtsfehlern. Die Vereinbarung einer Sicherungsübereig­
nung war an sich nicht geeignet, im Falle einer Auseinan­
dersetzung zwischen den Ehegatten die Rechtsverfolgung der 
Klägerin zu erleichtern. Wenn sich der Ehemann der Kläge­
rin geweigert hätte, nach erfolgter Kündigung die Darlehens­
valuta zurückzuzahlen oder die fälligen Zinsen zu entrich­
ten, wäre die Klägerin auch bei einer wirksamen Sicherungs­
übereignung zur Klageerhebung gezwungen gewesen. Mit einer 
solchen Auseinandersetzung war im übrigen, solange zwischen 
den Ehegatten Einvernehmen bestand, nicht ernsthaft zu 
rechnen. Wenn es aber zu einer Scheidung oder zu einer vor­
zeitigen Aufhebung der Zugewinngemeinschaft gekommen wäre, 
wäre die Darlehensforderung in den Zugewinnausgleichsan­
spruch eingegangen. Die Rechtsstellung des Ehemanns der



13

Klägerin gegenüber seiner Ehefrau wäre also durch eine 
wirksame Sicherungsübereignung nicht wesentlich beein­
trächtigt worden.

Von großer Bedeutung war dagegen die Sicherungsklau­
sel für das Verhältnis zu den anderen Gläubigern ihres 
Ehemanns. Sie verhinderte, daß durch eine Zwangsvollstrek­
kung in das Vermögen des Ehemanns oder durch die Eröff­
nung des Konkursverfahrens der Klägerin das im Geschäft 
ihres Ehemanns investierte Kapital entzogen wurde. Daran 
war aber auch der Ehemann interessiert: Wäre es der Klä­
gerin gelungen, eine abgesonderte Befriedigung ihres Dar­
lehensanspruchs zu erreichen, dann hätte die Darlehens­
valuta beiden Ehegatten auch nach der Konkurseröffnung 
für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung gestanden. Auch 
der Beklagte hat dies so gesehen; denn er hat es nicht 
als einen Verstoß gegen die Treuepflicht gegenüber seinem 
Mandanten angesehen, in dem von ihm gefertigten Entwurf 
eine Sicherungsübereignung zu Gunsten der Klägerin vor­
zusehen; daß es nicht zu einer wirksamen Sicherungsüber­
eignung kam, war von ihm nicht beabsichtigt.

5. Nach alledem ist es auch unerheblich, daß der Ehe­
mann der Klägerin dem Beklagten keinen ausdrücklichen Auf­
trag zur Einfügung einer Sicherungsübereignungsklausel 
in den Darlehensvertrag gegeben hat. Wenn der Beklagte es 
übernahm, den Darlehensvertrag zu entwerfen, mußte er 
einen sachgerechten Entwurf liefern; er mußte also in ihn 
die Klausel aufnehmen, die nach der für ihn erkennbaren 
Interessenlage offensichtlich geboten war.
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II.

Bei der Prüfung der Frage, ob der Beklagte gegen 
§ 1 des Rechtsberatungsgesetzes verstoßen und sich 
dadurch gemäß § 823 Abs. 2 BGB schadensersatzpflichtig 
gemacht hat, geht das Berufungsgericht zutreffend davon 
aus, daß eine geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechts­
angelegenheiten nur dann anzunehmen ist, wenn der Bera­
ter die Absicht hat, eine rechtsberatende (oder rechtsbe­
sorgende) Tätigkeit in gleicher Weise zu wiederholen und 
sie dadurch zu einem dauernden und wiederkehrenden Be­
standteil seiner Beschäftigung zu machen. Dabei darf 
jedoch nicht außer Acht gelassen werden, daß die Wieder­
holungsabsicht als eine innere Tatsache in der Regel ei­
nem direkten Beweis nicht zugänglich ist. Der Richter muß 
sich deshalb mit äußeren Anzeichen für diese Absicht be­
gnügen. Dazu kann u.U. bereits der Umstand ausreichen, 
daß der Berater für seine rechtsberatende oder rechts­
besorgende Tätigkeit ein Honorar gefordert hat (Schorn, 
Rechtsberatung 2. Aufl. S. 111; Schleswig-Holsteinisches 
Landessozialgericht, Breithaupt, Sammlung, 1971, Seite 
609, 612 oben).

Besondere Bedeutung kommt jedoch im vorliegenden 
Fall der Tatsache zu, daß der Beklagte den Entwurf des 
Darlehensvertrages als einen Teil seiner steuerberatenden 
Tätigkeit aufgefaßt und auch als solche abgerechnet hat. 
In einem solchen Fall muß angenommen werden, daß der 
steuerliche Berater bereit ist, die Rechtsbesorgung bei 
sich bietender Gelegenheit - auch für andere Mandanten - 
zu wiederholen. Irgendwelche Anhaltspunkte dafür, daß 
es sich bei dem Entwurf des Darlehensvertrages um einen
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einmaligen Ausnahmefall gehandelt haben könnte, liegen 
nicht vor. Der Beklagte hatte keine Veranlassung, den 
Eheleuten dadurch entgegenzukommen, daß er für
sie Arbeiten erledigte, die außerhalb des Rahmens seiner 
üblichen beruflichen Tätigkeit lag. Es ist auch nicht 
behauptet worden, daß die Anfertigung des Entwurfs von 
den Eheleuten als besondere Gefälligkeit erbe­
ten oder von dem Beklagten als eine solche bezeichnet 
worden wäre. Gegen die Annahme einer Gefälligkeitslei­
stung spricht im übrigen bereits das vom Beklagten gefor­
derte und erhaltene Entgelt.

III.

Wenn man - wie dies bei richtiger rechtlicher Be­
trachtungsweise geboten ist - die Pflichtverletzung des 
Beklagten darin sieht, daß er eine nicht zu seinem be­
ruflichen Tätigkeitsbereich gehörende Aufgabe übernommen 
und die Eheleute O ^ m ^  nicht an einen Anwalt oder No­
tar verwiesen hat, dann läßt sich der Kausalzusammenhang 
zwischen ihr und dem eingetretenen Schaden nicht ohne 
weiteres mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begrün­
dung verneinen. Hätte nämlich der Beklagte pflichtgemäß 
der Klägerin und ihrem Ehemann empfohlen, sich an einen 
Rechtsanwalt oder Notar zu wenden, so hätte der Schaden 
vermieden werden können, wenn die Eheleute die­
ser Empfehlung gefolgt wären und der zugezogene Jurist 
einen sachgerechten Darlehensentwurf gefertigt hätte.
Ob das der Fall gewesen wäre, wird das Berufungsgericht 
nach § 287 ZPO zu beurteilen haben. Soweit vertragliche



Ansprüche zur Erörterung stehen, wird das Berufungsge­
richt die in BGHZ 61, 118 dargelegten Grundsätze zu be­
achten haben.

IV.

Im übrigen wird es für die Entscheidung des Rechts­
streits wesentlich darauf ankommen, ob der Beklagte, 
wie er behauptet, lediglich einen "Rohentwurf" des Dar­
lehensvertrages gefertigt und den Eheleuten Oberbeil 
die Zuziehung eines Rechtsanwalts empfohlen hat. Beide 
Behauptungen hängen miteinander zusammen; wenn sich die 
erstgenannte als unrichtig erweisen sollte, so kann 
dies auch Auswirkungen auf die Glaubhaftigkeit der zwei­
ten haben.

Ferner wird das Berufungsgericht zu prüfen haben, 
ob der Sicherungsklausel nicht im Wege der Auslegung 
unter Berücksichtigung des Vorbringens des Beklagten ein 
Inhalt gegeben werden kann, der den von der Rechtspre­
chung aufgestellten Gültigkeitsanforderungen entspricht.



Gegebenenfalls wird das Berufungsgericht auch das 
beiderseitige Vorbringen zu der im Vertrag vorgesehenen 
Haftungsbeschränkung auf 100.000,—  DM zu würdigen ha­
ben.

Dr. Hoegen Rottmüller Dehner

Dr. Schmidt-Kessel Dr. Ritter



BUNDESGERICHTSHOF

iva zr 55/85 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

der Frau Renate Oi 
UJ

istraße 74,

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

den Steuerbevollmächtigten Dipl. Kfm. Friedrich St 
AflBBBBstraße 27,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr.
und F.



Der IVa. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch die Richter Rottmüller, Dehner, Dr. Schmidt-Kessel, 
Dr. Zopfs und Dr. Ritter

am 12. August 1985 
beschlossen:

Das Urteil des Senats vom 5. Juni 1985 wird 
gern. § 319 ZPO dahin berichtigt, daß es auf 
Seite 11 in der 4. Zeile und im Leitsatz statt

"§ 4 Nr. 2 RechtsberatungsgesetzM 
richtig

M§ 5 Nr. 2 RechtsberatungsgesetzM 
lauten muß.

Rottmüller
Zopfs

Dehner
flitter

Schmidt-Kessel
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